
Sondernutzungen für Plakatständer vor der Bundestagswahl 2021 
 
Änderung der Vollzugsrichtlinie zur Plakatierung vor Wahlen 
 
Anlässlich der Bundestagswahl 2021 erfolgt eine Änderung der Vollzugsrichtlinie zur Plaka-
tierung vor Wahlen. In beiliegender Änderungsfassung sind die Änderungen kenntlich ge-
macht. 
  
Die inhaltlichen Änderungen werden wie folgt begründet: 
 
- Ziffer 2.3. der Richtlinie: Durch die Neuregelung ist es möglich, dass an einem Aufstellungs-
ort mehrere Plakatierungen übereinander - auch von unterschiedlichen Parteien - angebracht 
werden können. Die Gesamtzahl an je Partei erlaubten Plakatierungen erhöht sich nicht, ei-
ner Häufung an einem Ort steht somit eine geringere Anzahl an anderer Stelle gegenüber. 
Relevante Gründe, die gegen die Nutzung eines Standorts durch unterschiedliche Partei 
sprechen, sind nicht ersichtlich. Bei der Änderung wurden auch Rückmeldungen aus vergan-
genen Wahlen sowie die entsprechenden Erfahrungen anderer Kommunen mit dieser Rege-
lung berücksichtigt; diese sprechen für diese Neuregelung.  Eine Entzerrung des Wettlaufs 
um die besten Plätze ist auch ein möglicher positiver Nebeneffekt, wenn ein begehrter 
Standort nicht mehr nur einmal von einer Partei belegt werden kann. 
 
- Ziffer 2.8. der Richtlinie: Bäume werden jetzt besser geschützt, indem nur noch feste Drei-
eckständer an Bäumen zugelassen sind, die den Baum nicht berühren und die Wurzeln nicht 
beschädigen dürfen. 
 
- Ziffer 4. der Richtlinie: Der Zeitraum der Entfernung der Plakatierung nach der Wahl wird 
von einer Woche auf acht Tage erhöht. Damit kann der auf den Wahltag folgende über-
nächste Montag auch noch für die Entfernung der Plakate genutzt werden. 
 
 
Diversity-Relevanz: Das Vorhaben ist nicht Diversity-Relevant: es bestehen keine Anhalts-
punkte, dass diese Maßnahme bestimmte Personengruppen, beispielsweise unterschiedli-
chen Geschlechts, verschiedener ethnischer Herkunft, mit Behinderungen, unterschiedlichen 
Alters, sozialer Lage bevorteilen oder benachteiligen. Die Maßnahme hat weder diskriminie-
rende Auswirkungen noch erschließt sie Potenziale für Gleichberechtigung bzw. Gleichstel-
lung und Chancengleichheit. 


